
Abfallsünderin Nummer eins 
In keinem anderen europäischen 
Land wurde 2021 so viel Abfall  
produziert wie in Liechtenstein. 3

Satirisch und wie gewohnt kritisch  
Mathias Ospelt präsentiert in  
seinem neuen Buch 24 kurzweilige  
Geschichten über Dorforiginale. 7
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Sapperlot 
Das Verbrechen hinter True 
 Crime. Die True-Crime-Branche 
erlebt momentan einen Boom. Gera-
de auf Netflix erscheint gefühlt jede 
Woche etwas Neues – und wir kennen 
doch alle jemanden, der geradezu 
süchtig danach ist. Ich gehöre nicht 
dazu. Ich habe nämlich ein grundsätz-
liches Problem mit dem Genre. Denn 
für mich ist es alles andere als ethisch 
korrekt. Natürlich ist das nicht der 
oberste Anspruch, wenn es um Unter-
haltung geht – jedoch sind an echten 
Verbrechen eben auch echte Men-
schen beteiligt. Und sie haben in den 
meisten Fällen nichts von der Kapita-
lisierung von Mördern. Ein Beispiel: 
Den Machern von Netflix’ «Dahmer» 
wird vorgeworfen, dass die Opfer und 
deren Angehörige retraumatisiert 
wurden und einige gar nicht einge-
weiht worden seien, dass ihre Ge-
schichte erzählt werde. Also wenn Sie 
mich entschuldigen, ich widme mich 
lieber wieder meiner Dokumentation 
über Nelson Mandela. 

Simone Quaderer

«Entweder freiwillig – 
oder Dienstpflicht» 
Die Stiftung Zukunft.li empfiehlt, die Lücken im Bevölkerungsschutz zu schliessen. 

Desirée Vogt 
 
Liechtenstein kommt seiner Pflicht 
zum Bevölkerungsschutz zu wenig 
nach. Diesen Schluss zieht die Stiftung 
Zukunft.li, nachdem sie die Risiken, 
denen Staat und Bevölkerung heute 
ausgesetzt sind, unter die Lupe ge-
nommen hat. Das Gefahrenpotenzial 
habe sich verändert – entsprechend 
müsse auch im Bevölkerungsschutz 
nachgebessert werden. In der Publika-
tion «Bevölkerungsschutz: Was be-
droht, wer schützt?» skizziert sie nicht 
nur Möglichkeiten, sondern legt auch 
klare Empfehlungen vor. 

«Mehr Engagement der  
Bevölkerung nötig» 
Die Verantwortlichen der Stiftung zei-
gen nicht nur die neuen Risiken auf, 
mit denen sich die Menschheit auf-

grund des Klimawandels, der Digitali-
sierung oder des geopolitischen Wan-
dels konfrontiert sieht. Sie stellen die-
sen Risiken und Gefahren eben auch 
die Verantwortlichkeiten gegenüber. 
Und stellen unter anderem fest, dass 
Liechtenstein im Krisenfall dank Ab-
kommen zwar auf die Hilfe der Nach-
barländer zählen könne. Doch beruhe 
diese auf Freiwilligkeit. Und auch 
wenn sich der Liechtensteiner gemäss 
Lie-Barometer ziemlich sicher im eige-
nen Land fühle, so sei dieses Gefühl 
eben trügerisch. «Wir verfügen weder 
über eine Armee noch über eine obli-
gatorische Zivilschutzorganisation», 
so Projektleiterin Doris Quaderer. Im 
Bereich des Bevölkerungsschutzes set-
ze man also ausschliesslich auf Freiwil-
lige. Eine «normale Lage» könne die 
heute 620 Mann und Frau starke Feu-
erwehr vielleicht noch stemmen. Nicht 

aber eine besondere und schon gar kei-
ne ausserordentliche Lage. «Es ist also 
mehr Engagement der Bevölkerung 
nötig», ist Quaderer überzeugt. 

Ausbildung und Entlohnung – und 
Sollbestand von 320 Personen 
Die Stiftung.li empfiehlt deshalb, die 
personellen Lücken zu schliessen, in-
dem ein «Freiwilliger Bevölkerungs-
schutz Liechtenstein» geschaffen 
wird. Dies mit einer entsprechenden 
Ausbildung sowie Entlohnung, um sie 
auch attraktiv zu machen. Wer die Aus-
bildung absolviert hat, soll verpflichtet 
werden, sich für eine gewisse Zeit zu 
engagieren oder sich in einen Reser-
vistenpool eintragen zu lassen. Sollte 
dieser Ansatz allerdings nicht zum not-
wendigen Sollbestand von rund 320 
Personen führen, soll eine Dienst-
pflicht eingeführt werden. 3

Inflation so tief wie seit 
einem Jahr nicht mehr  
Die Teuerung in der Schweiz ist im Mai 
deutlich gesunken. Zuletzt so tief war 
sie im Februar 2022 – also noch vor Be-
ginn des russischen Angriffskrieges auf 
die Ukraine. Konkret sank die Jahres-
inflation im Mai 2023 auf 2,2 Prozent 
von 2,6 Prozent im April, wie das 
Schweizerische Bundesamt für Statis-
tik (BFS) am Montag mitteilte. In den 
ersten beiden Monaten war sie noch 
wegen höherer Strom- und Flugpreise 
bis auf 3,4 Prozent angestiegen, seither 
geht es steil abwärts. (awp)

Apple wagt Geschäft 
mit Computer-Brille 
Apple wagt mit seiner ersten Compu-
ter-Brille den Eintritt in eine neue  
Produktkategorie mit ungewissen Er-
folgsaussichten. Der iPhone-Konzern 
stellte am Montag das Gerät mit dem 
Namen «Vision Pro» vor, das äusser-
lich an eine Hightech-Skibrille erin-
nert. Das Headset kann auf seinen Dis-
plays digitale Objekte in die reale  
Umgebung einblenden. Ein unge-
wöhnliches Merkmal des Geräts ist ein 
Display auf der Frontseite, auf dem die 
Augen der Nutzer zu sehen sind, wenn 
andere Menschen daneben sind. Ge-
steuert wird per Stimme und Handbe-
wegungen.  

Es ist der erste Eintritt von Apple in 
eine neue Produktkategorie nach der 
Vorstellung einer Computer-Uhr 2014. 
Apple sieht eine Einsatzmöglichkeit 
für die Vision Pro im Beruf, weil man 
sich viele grosse virtuelle Displays ins 
Blickfeld einblenden kann. Eine ande-
re Anwendung soll Unterhaltung mit 
Videos im grossen Format auch unter-
wegs sein. (dpa)

«Und der MINT-Award geht an …»

Beim MINT-Award 2023 hatten aus 30 Projekten 42 junge Erfinderinnen und 
 Erfinder die Chance auf den Hauptpreis. 5 Bild: Tatjana Schnalzger

Österreich: SPÖ vertut 
sich bei Wahl 
Bei den österreichischen Sozialdemo-
kraten ist es bei der Wahl zum Partei-
vorsitzenden zu einer beispiellosen 
Panne gekommen: Die Oppositions-
partei SPÖ gab bekannt, dass nicht der 
am Samstag zum neuen Parteichef ge-
kürte Hans Peter Doskozil die Wahl ge-
wonnen hat – sondern sein Konkurrent 
Andreas Babler. (dpa)

Ex-US-Vizepräsident 
will ins Weisse Haus 
Der frühere US-Vizepräsident Mike 
Pence will Präsident der Vereinigten 
Staaten werden. Der Republikaner 
reichte am Montag die erforderlichen 
Unterlagen bei der Bundeswahlkom-
mission ein, um sich für die 
Kandidatur seiner Partei bei der Wahl 
2024 zu bewerben.  

Pence’ offizielle Ankündigung der 
Präsidentschaftsbewerbung wird an 
diesem Mittwoch erwartet. Der 63-
Jährige fordert damit auch seinen frü-
heren Chef Donald Trump (76) heraus, 
der nach seiner Niederlage 2020 wie-
der antreten will. Von 2017 bis 2021 
war Pence dessen Stellvertreter gewe-
sen. (dpa)



Desirée Vogt 
 
«Wir haben uns daran ge -
wöhnt, dass immer alles da ist. 
Und wir haben kaum noch 
‹Rückfallebenen›. Und genau 
das ist die Gefahr, wenn es 
wirklich zu einem grossflächi-
gen Ereignis kommt.» Diese 
Aussage von Herbert Saurugg, 
Blackout und Krisenvorsorge-
experte, bringt die Herausfor-
derungen des Bevölkerungs-
schutzes auf den Punkt. Denn 
für Krisen muss man sich wapp-
nen, solange sie nicht da sind. 
Das Verständnis dafür ist aber 
oft nicht vorhanden. Wie wich-
tig eine gute Vorbereitung aller-
dings ist, hat die Coronapande-
mie bestens aufgezeigt.  

Die Stiftung Zukunft.li hat 
das Thema Bevölkerungsschutz 
deshalb aufgegriffen. Einer-
seits, um auf die Gefahren auf-
merksam zu machen. Aber an-
dererseits auch, um wachzurüt-
teln. Die Politik hier, die ihrer 
Ansicht nach zu wenig in die-
sem Bereich macht. Und die 
Bevölkerung dort, die für das 
Thema sensibilisiert und enga-
gierter werden soll. 

Die Feuerwehr – 
da in (fast) allen Notlagen 
Pandemie, Dammbruch, Erd-
beben, Hochwasser, Wald-
brand, Strommangel oder gar 
Blackout: Diese und weitere 
Szenarien greift die Stiftung Zu-
kunft.li in ihrer neusten Publi-
kation auf. Spätestens seit Co-
rona, dem Kriegsausbruch in 
der Ukraine und dem spürbar 
werdenden Klimawandel sowie 
damit verbunden auch einer 
drohenden Strommangellage 
weiss die Menschheit: Sicher-
heit ist ein trügerisches Gefühl. 
Und vor allem: Es gibt sie nicht 
umsonst. Grundlage für die Kri-
senvorsorge in Liechtenstein ist 

das Bevölkerungsschutzgesetz. 
Dieses dient als Basis für den 
Schutz der Bevölkerung in allen 
Notlagen. «Es nimmt Land und 
Gemeinden organisatorisch 
und finanziell in die Pflicht und 
regelt die Zuständigkeiten der 
Krisenorgane», fasst die Stif-
tung Zukunft.li in ihrer Publika-
tion zusammen. Involviert sind 
also Amtsstellen. Die Landes-
polizei. Sowie weitere Ret-
tungs- und Hilfsdienste.  

Als «Organisation für alle 
Notlagen» darf sicherlich die 
Feuerwehr bezeichnet werden. 
Sie ist mit 620 Mitgliedern mit 
Abstand die grösste Blaulicht-

organisation in Liechtenstein. 
«Sie ist zwar in der Lage, auch 
auf grössere und komplexe 
Schadenslagen zu reagieren 
und ist damit ein zentraler Ak-
teur in nahezu allen Szenarien, 
die für die Gefährdungsanalyse 
relevant sind», heisst es im Be-
richt. Doch ausserordentliche 
Lagen kann sie nicht ohne 
fremde Hilfe bewältigen. «Für 
ausserordentliche Lagen sind 
die liechtensteinischen Feuer-
wehren weder konzipiert noch 
verfügen sie über die notwendi-
gen Ressourcen. Hilfe aus dem 
Ausland wäre dann nötig.» Und 
auf eben diese Hilfe muss sich 

das Land dann verlassen kön-
nen – selbst bei überregionalen 
Ereignissen. Fazit: Liechten-
stein muss sich besser selber 
helfen können. 

Im ersten Schritt auf 
Freiwilligkeit setzen 
Für Projektleiterin Doris Qua-
derer ist klar: «Es fehlen Ein-
satzkräfte zweiter Staffel.» Und: 
«Es gibt Bereiche, die nicht ab-
gedeckt sind.» Liechtenstein 
müsse also trotz des Aufbaus 
der Führungsorgane der Ge-
meinden und des Gemeinde-
schutzes deutlich mehr tun. 
Also zeigt die Stiftung Zu -

kunft.li in ihrer Studie auch Op-
tionen für das Land auf. Dabei 
schlägt sie eine «Freiwillige 
Grundausbildung mit Reservis-
tenpflicht» vor. Der Staat soll 
demnach eine attraktive Grund-
ausbildung im Bereich Bevölke-
rungsschutz anbieten. Wer 
diese Ausbildung durchläuft, 
wäre in der Folge verpflichtet, 
entweder einer bestehenden 
Hilfs- und Rettungsorganisation 
beizutreten oder sich in einen 
«Reservistenpool» eintragen zu 
lassen. Darin könnten sich aus-
serdem Personen registrieren, 
die bereits über Kompetenzen 
im Bevölkerungsschutz verfü-

gen. «Durch Erfassung von be-
ruflichen und anderen Qualifi-
kationen kann in einer Notlage 
gezielt nach entsprechend qua-
lifizierten Freiwilligen gesucht 
werden», so der Vorschlag wei-
ter. Wichtig sei dabei: Wer die 
Grundausbildung durchlaufen 
hat und im Reservistenpool ein-
getragen ist, verpflichtet sich, 
im Bedarfsfall in einem gewis-
sen Rahmen Einsatz zu leisten 
und Wiederholungskurse zu 
 absolvieren. «Nur so kann si-
chergestellt werden, dass im 
Ernstfall die notwendige Anzahl 
Personen mit entsprechenden 
Fähigkeiten aufgeboten werden 
kann.» Freiwillig sei somit der 
Entscheid, sich zu engagieren. 
Für einen gewissen Zeitraum 
folge der Freiwilligkeit dann 
aber die notwendige Verpflich-
tung. 

Auf Liechtenstein 
zugeschnittene Lösung 
Klar ist für Projektleiterin Doris 
Quaderer trotz eines gewissen 
Freiwilligenpotenzials aber 
auch: Der Lehrgang muss at-
traktiv sein. Die Inhalte sollen 
so ausgewählt werden, dass sie 
der Allgemeinheit von Nutzen 
sind und das Gelernte gleich -
zeitig auch persönlich weiter -
bringt. Im Anschluss an die 
Grundausbildung biete sich die 
Option eines sozialen oder öko-
logischen Freiwilligenjahres im 
In- oder Ausland an. Ausser-
dem soll das Engagement hono-
riert werden, um die Motivation 
zu erhöhen. Eine solche auf 
Liechtenstein zugeschnittene 
und auf Freiwilligkeit basieren-
de Lösung ist für die Stiftung 
Zukunft.li mehrheitsfähiger als 
eine Dienstpflicht. Allerdings: 
«Sollte dieser Ansatz nicht zum 
notwendigen Sollbestand füh-
ren, empfehlen wir die Einfüh-
rung zur Dienstpflicht.» 

«Die Risikolandschaft 
ist nicht stabil» 
Die Stiftung Zukunft.li verlangt: «Wir müssen 
uns anders aufstellen.» Denn ein Grossereignis 
könne Liechtenstein in seiner Existenz gefährden.
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